Änderungsantrag zum Dringlichkeitsantrag „Solidarität mit Elif, Ferat, Jorinde, Emmi, Ahmed, Vedi, Basem, Hannah und Martha. Kritik an Zionismus ist kein Antisemitismus!“
Antragssteller:innen: Aaron R. (BO Hermannstraße), Laura R. (BO Hermannstraße), Mona R. (BO Gropiusstadt), Samera B. (BO Feld), Sarah N. (BO Hermannstraße), Philipp D. (BO Hermannstraße, Mitglied im Bezirksvorstand)

Die Mitgliedervollversammlung der Linken Neukölln möge beschließen:
Ersetze Titel mit: 
"Solidarität mit unseren Genoss*innen! Gegen mediale Hetzkampagnen und Diffamierung!"
Ersetze Absatz 1, Satz 2&3 mit:
Wir erklären unsere Solidarität mit allen, die in der bürgerlichen Presse von rassistischer, antilinker, anti-muslimischer und anti-palästinensischer Hetze betroffen sind, auch wenn wir nicht jede politische Position oder jede Äußerung der betroffenen Genoss*innen teilen.
Bei schwerwiegenden Vorwürfen ist es notwendig, zwischen konkreter Kritik, berechtigten Fragen und unbelegten Behauptungen zu unterscheiden. Die aktuellen medialen Angriffe haben jedoch das Ziel, den gesellschaftlichen und innerlinken Zusammenhalt zu schwächen und Druck auf potenzielle Partner:innen der Linken auszuüben, um eine Regierung unter einer linken Bürgermeisterin zu verhindern. Das lehnen wir entschieden ab! Wir lassen uns nicht spalten! 
Ersetze Absatz 2, 3, 4 mit:  
Der Genozid in Gaza und die deutsche Komplizenschaft müssen enden. Dafür steht Die Linke als einzige Partei, die ins Berliner Abgeordnetenhaus gewählt wurde. In unserem Stadtteil leben besonders viele Menschen, die Familie in Gaza, der Westbank und im Libanon haben, um deren Leben und Sicherheit sie fürchten und deren Tod sie betrauern. Wir als Linke Neukölln setzen uns kompromisslos dafür ein, diesen Menschen eine Stimme zu geben und ihr Leid ernstzunehmen. Die antipalästinensischen Repressionen müssen aufhören!
Während uns diese Zielsetzung eint, ringen wir darum, wie und mit wem wir dieses Ziel erreichen. Dabei passieren Fehler, die in verschiedenen jüdischen Communities Zweifel auslösen können. Das nehmen wir ernst und suchen den Austausch, denn unser Stadtteil ist auch das Zuhause vieler jüdischer Menschen, sowie Menschen anderer Marginalisierung.
Die Tatsache, dass bestimmte politische Positionen kontrovers diskutiert oder öffentlich diffamiert werden, darf jedoch nicht dazu führen, dass legitime politische Debatten kriminalisiert oder pauschal als antisemitisch bezeichnet werden. Für uns ist deshalb entscheidend: Kritik an Israel, seiner Regierung oder am Zionismus ist nicht per se antisemitisch! 

Begründung:
Wir stehen solidarisch an der Seite unserer Genoss*innen, die derzeit öffentlich mit einer Vielzahl von Vorwürfen und Angriffen konfrontiert sind. Wir lassen sie nicht allein und wir lassen sie nicht fallen. Das gilt umso mehr in einer Situation, in der eine rechtsextreme Partei in Sachsen-Anhalt nach der Macht greift und zugleich die gesellschaftliche Linke unter erheblichen Druck gerät.
Die Vorwürfe reichen von Antisemitismus über angebliche Kontakte zur organisierten Kriminalität und die Skandalisierung der Unterstützung der Roten Hilfe bis hin zu politischen Positionen. Wir wollen diese unterschiedlichen Fragen nicht über einen Kamm scheren: Konkrete Vorwürfe müssen ernst genommen und geprüft werden, pauschale Zuschreibungen und Vorverurteilungen weisen wir zurück. Deshalb geht es in diesem Dringlichkeitsantrag nicht um eine abschließende Bewertung einzelner Personen oder Vorwürfe. Auch die unterschiedlichen Positionen zu Palästina, Israel und allen Menschen in Westasien sollen an anderer Stelle weiter differenziert diskutiert werden.
Unser Anliegen ist zunächst und vor allem Solidarität: Wir stehen zu unseren Genoss*innen, auch wenn wir nicht jede ihrer Positionen teilen. Solidarität und Selbstkritik schließen sich nicht aus, aber niemand sollte in politischen Auseinandersetzungen mit pauschalen Vorwürfen allein gelassen werden.
